
Drei Stunden aneinander vorbeigeredet:

Die Regierung hatte
gestern den Wirt-
schafts- und Sozialrat,

die Gewerkschaften, die Par-
tonatsverbände und die
Presse (letztere als Beob-
achter und Berichterstatter)
ins Senninger Schloß gebe-
ten zum »jährlichen Sozial-
dialog« zum sogenannten
»europäischen Semester
2018«. Patronat, Regierung
und LCGB waren zu dem
Termin nur mit Männern an-
getreten; OGB-L wie CGFP
waren mit zwei Männern und
einer Frau vertreten; zwei Di-
rektorinnen von Staatsver-
waltungen waren dabei, eine
allerdings als Vizepräsidentin
des Wirtschafts- und Sozial-
rats. Klar doch, gestern war
Mittwoch, der 28. März und
nicht Donnerstag, der 8.
März.

Von Dialog konnte in An-
wesenheit der Presse nicht
die Rede sein. Wobei alle es
als gut bezeichneten, daß
Journalisten da waren, Wirt-
schafts- und Sozialrat wie
Gewerkschaften aber die Re-
gierung für danach zu Ver-
handlungen ohne Öffentlich-
keit aufforderten.

Jedenfalls wurde mit gro-
ßer Energie aneinander vor-
beigeredet. Die Minister lob-
ten vor allem die segensrei-
che Tätigkeit der Regierung
und die angeblich ach so gu-
ten Ergebnisse in einer »dy-
namischen Weltlage« voller
Gefahren, wie der Premier
das bezeichnete.

Autistischer
Egoismus

Vom Patronat kam, vorge-
tragen vom Präsidenten der
UEL (»Union des Entreprises
Luxembourgeoises«) Michel
Wurth, was vom Patronat im-
mer kommt, völlig unbeein-
druckt davon, daß das mit
zahlreichen Studien der Sa-
lariatskammer in den letzten
Jahren nacheinander wider-
legt wurde. Es gab also das
ganze bekannte Sortiment
beginnend damit, daß der
Mindestlohn auf keinen Fall
steigen dürfe bis hin zur Mär,
das Luxemburger Wirt-
schaftswachstum komme oh-
ne jedes Produktivitäts-
wachstum daher. Ansonsten
»brauchen wir Wirtschafts-
wachstum« und noch mehr
Investitionen in die Infra-
strukturen, aber generell kei-
ne Lohnerhöhungen. Eh klar,
das Kapital will mehr einneh-
men und weniger zahlen. Die
autistische Haltung des Pa-
tronats gipfelte in der Klage,
die Handelsbilanz bei Gütern
und Dienstleistungen zeige
nur mehr einen Überschuß in
Höhe von 5% des Bruttoin-
landprodukts (BIP), derweil
es dereinst 10% waren. Das
entspricht der Weigerung zur
Kenntnis zu nehmen, daß die
»Kommission in Brüssel«,
auf die sich immer bezogen
wird, wenn sie dasselbe sagt
wie das Patronat, gezwun-
gen war festzuhalten, die EU
halte es auf Dauer nicht aus,
wenn ein Land ständig einen
Handelsbilanzüberschuß von
mehr als 6% erreicht.

Zumindest in einem Punkt
kam von der Regierung eine
milde Zurechtweisung am
Ende, als Wirtschaftsminister

Etienne Schneider darauf
hinwies, daß die Produktivität
in Luxemburg im Vergleich zu
anderen Ländern auf einem
sehr hohen Niveau ist, was
erkläre, daß die Gewinne hier
nicht prozentual so riesig
sind wie dort. Sie sind aber
vorhanden! Ums richtig deut-
lich zu machen: 0,7% von
1.000 ist mehr als 50% von
10.

In aller
Sozialpartnerschafts -

Freundschaft
Die Gewerkschaften

OGB-L, LCGB und CGFP
legten eine gemeinsame
Stellungnahme von 76 Seiten
mit einem Forderungskatalog
auf den letzten 16 Seiten auf
den Tisch, der auszugsweise
von ihren drei Präsidenten
Andrä Roeltgen, Patrick Dury
und Romain Wolff referiert
wurde. So positiv es ist, daß
da ein gemeinsames Papier
mit einer Analyse vorgelegt
wurde, die der des Patronats
diametral entgegen läuft, so
negativ ist es, wie tief alle die
Sozialpartnerschaftsideolo-
gie verinnerlicht haben.

Das wurde mehr als deut-
lich, als Andrä Roeltgen
gleich anfangs eine »qualita-
tive Erweiterung des Sozial-
dialogs« durch gegenseitige
Konsultationen von Regie-
rung und Gewerkschaften
»hors public« forderte. Gleich
anschließend beklagte er,
daß überall »in Europa« ein
»wirtschaftsliberalisiertes
Modell« Platz greife »auf
Kosten der sozialen Markt-
wirtschaft, die rückläufig ist«.

Die Forderungen entspre-
chen im Wesentlichen dem
guten alten Keynes, stellen
also die Linie dar, die zur Zeit
der Sysmtemauseinander-
setzung tatsächlich durch-
setzbar war, es aber seither
nicht mehr ist, weil die Kapi-
talseite glaubt, nach Beseiti-
gung der kommunistischen
Gefahr auf diese Wohltaten
verzichten zu können, da das
doch mehr Profit für sie
bringt.

Daher steigt das Armutsri-
siko in allen Ländern (wenn
auch mehr in Griechenland
als in Luxemburg, was nicht
gesagt wurde) und die Han-
delsbilanz der EU weist einen
Überschuß von 3 Prozent
des BIP aus wegen eines
Rückgangs der Importe, nicht
wegen mehr Exporte.

Tatsächlich fürchtet sich
inzwischen sogar schon die
EU -Kommission ein bißchen
vor der Einseitigkeit der wirt-
schaftspolitischen Entwick-
lung und empfiehlt die Bin-
nennachfrage zu stärken
über mehr staatliche Investi-
tionen und mehr Endver-
brauch der Haushalte. Andrä
Roeltgen machte darauf auf-
merksam, daß das höhere
Löhne nötig macht, und das
auch gerechtfertigt ist, da die
Lohnquote gesunken ist, da
die Produktivität stärker stieg
als die Reallöhne.

Die Gewerkschaften for-
dern dagegen die Einführung
einer »goldenen Regel« in
der EU nach der Löhne zu er-
höhen sind parallel zu Stei-
gerung von Produktivität wie
Preisen, wobei letzteres in
Luxemburg durch den Index
schon gesichert sei. Die EU -
Kommission solle deshalb
aufhören dagegen wie gegen
das Pensionssystems Lu-
xemburgs anzustinken.

(wird fortgesetzt)
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